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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 27. Juli 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich rriitzuteilcn, daß der Bundesrat in seiner 65. Sitzung 
am 27. Juli 1951 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 11. Juli 1951 verabschiedeten 

Gesetzes über die Gewährung von Zulagen 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen 
(Rentenzulagengesetz - RZG,) 

- Nrn. 2390, 2462 der Drucksachen r 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht 
zu stellen. 

Der Bundesrat hat außerdem aber folgende Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat bedauert, daß seinen ernsten Bedenken gegen die 
von der Bundesregierung vorgelegte Fassung des § 5 des Gesetzes 
nicht Rechnung getragen wurde. 

Damit die Sozialrentner nicht noch länger auf die Rentenzulagen 
warten müssen, verzichtet der Bundesrat auf die Anrufung des 
V ermittlungsausschusses. 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregierung auch nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes keine Maßnahmen nach diesem Gesetz 
trelfen oder veranlassen wird, die für das Land Berlin soziale 
Verschlechterungen oder politische Schwierigkeiten bedeuten. 


In Vertretung 
gez. Arnold 


Bonn, den 27. Juli 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Beztig auf das dortige Schreiben 
vom 11. Juli 1951 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Arnold 


Onicki Budidradcerci R. Madel, Bonn, Argelander«traBc 81 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 3Q 
and Wiesbaden. Nietzschestraße t 



